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MINISTERIE VAN BINNENLANDSE ZAKEN

N. 96 - 320
16 JANUARI 1996 . - Koninklijk besluit tot vaststelling van de
officiële Duitse vertaling van de wet van 5 augustus 1992 op het
politieambt

ALBERT II, Koning der Belgen,
Aan allen die nu zijn en hierna wezen zullen, Onze Groet .

Gelet op de wet van 31 december 1983 tot hervorming der instel-
lingen voor de Duitstalige Gemeenschap, inzonderheid op artikel 76,
§ 1, 1° en § 3, vervangen door de wet van 18 juli 1990 ; .

Gezien het ontwerp van officiële Duitse vertaling van de wet van
5 augustus 1992 op het politieambt opgemaakt door de Centrale dienst
voor Duitse vertaling van het Adjunct-arrondissementscommissariaat
van Malmedy;

Op de voordracht van Onze Minister van Binnenlandse Zaken,

Hebben Wij besloten en besluiten Wij
Artikel 1. De bij dit besluit in bijlage gevoegde tekst is de officiële

Duitse vertaling van de wet van 5 augustus 1992 op het politieambt .

Art. 2. Onze Minister van Binnenlandse Zaken is belast met de
uitvoering van dit besluit .

Gegeven te Brussel, 16 januari 1996 .

fC - 9841

ALBERT

Van Koningswege
De Minister, van Binnenlandse Zaken,aken,

J. VANDE LANOTTE
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MINISTERE DE !INTERIEUR
F. 96 - 320
16 JANVIER 1996. - Arrêté royal établissant la traduction officiell

een langue allemande de la loi du 5 août 1992 sur la fonction d epolice

ALBERT Il, Roi des Belges,
A tous, présents et à venir, Salut .

Vu la loi du 31 décembre 1983 de réformes institutionnelles pour l aCommunauté germanophone, notamment l'article 76, § ler 1° et § 3
remplacé par la loi du 18 juillet 1990 ;

Considërant le projet de traduction officielle en langue allemande de
la loi du 5 août 1992 sur la fonction de police établi par le Service central
de traduction allemande du Commissariat d'arrondissement adjoint à
Malmedy ;

Sur la proposition de Notre Ministre de l'Intérieur,

Nous avons arrêté et arrêtons :
Article 1". Le texte figurant en annexe du présent arrêté constitue

la traduction officielle en langue allemande de la loi du 5 août 1992 surla fonction de police .
Art. 2 . Notre Ministre de,,l'Intérieizr est chargé de

présent arrêté.
Donné à Bruxelles, le 16 janvier 1996 .

ALBERT

Par leRoi :
Le Ministre de l'Intérieur,

J. VANDE LANOTrE

.Annexe r Bijlage

MINISTERIUM DES INNERN UND DES OFFENTLICHEN DIENSTES UND MINISTERIUM DER JUSTIZ

5 . AUGUST 1992 - Gesetz liber das Polizeiamt

BALDUIN, Konig der Belgien,

Allen Gegenwartigen und Zükünftigén, Unser Grufi!

Die Kammem haben das Folgende angenommen, und Wir sanktionieren es :

KAPITEL I Allgeme:ne Bestimmungen

Artikel 1 - Polizeidienste erflillen ihre Auftrage unter der Aufsicht und der Verantwortung der zu diesem Zweck
durch das Gesetz beziehungsweise aufgrund des Gesetzes bestimmten Behorden .

Polizeidienste achten bei der Erfüllung ihrer verwaltungs- Oder gerichtspolizeilichen Auftrage auf die Einhaltung
der individuellen Freiheiten und Rechte und tragen zu deren Schutz sowie zur demokratischen Entwicklung der
Gesellschaft bei.

Zur Erfüllung ihrer Auftr~ge benutzen sie'Zwangsmittel nur unter .den durch das Gesetz vorgesehenen Bedin-
gungen.

Art 2 - Vorliegendes Gesetz findet Anwendung auf die Gendarmerie, die Gemeindepolizei und die Gerichtspolizei
bei der Staatsanwaltschaft, die allgemeine Polizeidienste sied .

Es findet ebenfalls Anwendung auf die Eisenbahnpolizei, die Schiffahrtspolizei und die Luftfahrtpolizei, die
besondere Polizeidienste sinds

Diese Polizeidienste gehgren zur offentlichen Macht.
:Ad 3 - Im Sinne des vorliegenden Gesetzes ist
1 . eine polizeiliche Ma!nahme : jede juristische oder materielle vollziehbare verwaltüngs- oder gerichtspolizeiliche

Handlung, die fur die Burger eine Anweisung, eine. Verpflichtung oder ein Veebot enthalt,
2. die Polizeibehorde : die Behorde, die durch das Gesetz oder aufgrund des Gesetzes bestimmt worden ist, urn

juristische polizeiliche Mafinahmen zu ergreifen und polizeiliche Mafinahmen zu vollziehen oder sie von den Polizei-
diensten vollziehen zu lassen,

3. ein Polizeibeamter: ein Mitglied eines Polizeidienstes, das durch das Gesetz oder aufgrund des Gesetzes
ermachtigt worden ist, bestimmte polizeiliche Maulnahmen zu ergreifen Oder zu vollziehen und verwaltungs- oden
gerichtspolizeiliche Handlungen vorzunehmen,

4. ein Gerichtspolizeibediensteter: eiei Polizeibeámter, der durch das Gesetz oder aufgrund des Gesetzes mit
gerichtspolizeilichen Auftragen betraut worden ist, ohne Gerichtspolizeioffizier, Hilfsbeamter des Prokurators des
Konigs oder des Militarauditors, oder Gerichtspolizeioffizier zu sein,

5. ein Verwaltungspolizeibediensteter : ein Polizeibeamter, der durch das Gesetz oder aufgrund des Gesetzes mit
verwaltungspolizeilichen . Auftragenbetraut worden ist, ohne Verwaltungspolizeioffizier zu sein .
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Art 4 - Verwaltungspolizeioffiziere sind :
- Provinzgouverneure,
= Bezirkskommissare,
- Bürgermeister,
- Polizeihauptkómmissare, Polizeikommissare und beigeordnete Polizeikommissare, Hauptfeldhüter und Einzel-,

feldhüter
Gendarmerieoffiziere und Brigadekommandanten der Gendarmerie,

- Schiffahrtshauptkommissare und Schiffahrtskommissare,
- Chefinspektoren und Inspektoren der Luftfahrtpolizei,
- Chefinspektoren, Polizeichefs und Aufsichtsunterkommissare der Eisenbahnpolizei .
Durch einen im Ministerrat beratenen Erlai3 kann der Konig Polizeibeamten, die Gerichtspolizeioffiziere, Hilfsbe-

amte dés Prokurators des Konigs, sind und die Leitung der von Ihm bestimmten Éinsatzbereitschaftsdienste versehen,
wahrend der Ausübung dieses Amtes die Eigenschaft eines Verwaltungspolizeioffiiziers verleihen .

KAPITEL II -- Aufsicht über die Polizeidienste und Leitung dieser Dienste

Art 5 - Für die Erfüllung der verwaltungspolizeilichen Auftrage unterstehen Polizeidienste den Verwaltungsbe-
horden, von denen sie Taut Gesetz abhangen.

Unbeschadet der den Appellationshófen, den Generalprokuratoren bei den Appellationshbfen, dem General-
auditor beim Mihtargerichtshof, den Prokuratoren des Kónigs, den Militarauditoren und den Arbeitsauditoren eigenen
Befugnisse stehen Polizeidienste fur die Ausfiïhrung der gerichtspohzeilichen Auftrage unter der Aufsicht des
Ministers der Justiz, der ihnen die zur Erfüllùng dieser Auftrage notwendigen allgemeinen Richtliníen erteilen kaan.
Die allgemeinen Richtlinten des Ministers der Justiz werden den Bürgermeistern zur Information mitgeteilt, werur sic
einep direkten Einflu13 auf die Organisation der Gemeindepolizei haben.

Art 6 - Polizeidienste uben ihre Auftrage gernüf3 den Befehien, Anweisungen und Anforderungen der zustandigen
Behbrden aus, unbeschadet der Befugnisse und Verpflichtungen, die fur bestimmte Polizeibeamte aus ihrer Eigen-
schaft als Gerichtspolizeioffiziere, Hilfsbeamte des Prokurators des Konigs oder des Militarauditors, hervorgehen .

Zur Ausführung der an Polizeidienste gerichteten Anforderungen prazisieren die zustandigen Behorden, ohne
sich in die Organisation des Dieristes einzumischen, den Gegenstand .der Anforderung und konnen sie Empfehlungen
und genáue Anweisungen geben über die einzusetzenden Mittel und die zu benutzenden Krafte .

Wenn es unmógiich ist' diesen Empfehlungen und Anweisungen Folge zù leisten, weil dadurch die Ausführung
anderer Polizeiauftrage beeintrachtigen würde, wird die anfordernde Behorde so schnell wie moglich darüber
informiert. Die Polizeidienste werden durch diese Bestimmung nicht von derVerpflichtung befreit, den Anforderungen
nachzukommen.

Art 7 - In den Fallen, wo Polizeidienste aufgrund des Gesetzes aus eigener Initiative handeln kbnnen, bleiben sie
gemaf3 dem Gesetz den zustand gen Behürden untergeordnet.

Art 8 - Polizeibeamte stehen bei der Ausfühníng ihrer Auftrage unter der ausschlief3lichen Leitung der Vorgeset-
zten des Polizeidienstes, dem sie angehoren, soweit es keine ausdrücklichen . Vereinbarungen mit anderen Polizei-
diénsten gibt.

KAPITEL III - . Koordinierung der Polizeipolitik und der Verwaltung der Polizeidienste

Art 9 - Unter Beachtung der Voriechte. der zustandigen Behorden sind'der Minister der Justiz_und der Minister
des Innern damit beauftragt, die allgemeine Polizeipolitik sowie die Verwaltung der .Gendarmerië, der Gerichtspolizei
bei der Staatsánwaltschaft und der Gemeindepolizei zu koordinieren

Art 10 - § 1 - In jedem Gerichtsbezirk organisieren die Biirgermeister und der Prokurator des KS .nigs eine
-systematische Beratung mit den Leitern der Gendarmerie, der Gemeindepolizei- und der Gerichtspolizei bei der
Staatsanwaltschaft oder mit ihren Vertretern zur Optin ierung der Koordimerung der verwaltungs-'und gerichtspoli-
zeilichen Aufgaben sowie der Zusammenarbeit zwischen den Polizeidiensten.

Die bei der Beratung eingegangenen Verpflichtungen werden zu Protokoll genommen .
§ 2 Eine ahnliche Beratung wird in jeder Provinz organisiert . Der Abschluf3 von Protokollen und die Abgàbe von

Stellungnáhmen und Empfehlungen betreffen insbesondere die auf Ebene der Provinz gefiihrte Polizeipolitik und
deren Verwirklichung :

Die.bei einer Beratung auf Ebene der Provinz abgègebenen Stellungnahmen und Empfehlungen werden den in
den Bezirken konstituierten Beratungsorganen und den nationalen B .ehorden zur;Information übermittelt .

§ 3 - Auf Vorschiag des Ministers des Innern und des Ministers der Justiz bestimmt der Konig die allgemeinen
Modalitatén der in den Paragtaphen 1 und 2 erwahnten Beratung .

§ 4 - Auf Initiative der zustandigen Behorden wird ebenfalls eine vox'herigé Beratung orgarusiert für die Falle, in
denen allgemeine Polizeidienste ihre verwaltungspolizeilichen Auftrage auf Bahngelanden, in Bahnhofen und in deren
Nebengebauden, wo die Eisenbahnpolizei zustandig ist, in H~fen, auf See und auf Wasserwegen, wo die Schif-
fahrtspolizei zustandig ist, und auf Flughafen, wo die Luftfahrtpolizei zustandig ist, erflillen .

Art 11 - Der Konig bestimmt die Falle, in denen der Minister des Innern für den besondeien Schutz von Personen
.und von bewèglichen oder unbe eglichen Gütern sorgt.

Ex' legt die Modalitaten dieses Schutzes fest .
Art 12 - Wenn anlalliçh eines selben Ereignisses Magnahmen der allgemeinen Verwaltungspolizei und

Maflnahmen der besonderen Verwaltungspolizei getroffen werden. mussen, werden die Beschlussë, Befehle und
Anforderungen der Behbrden der állgemeinen Verwaltungspolizet'vorrangig ausgefuhrt .

Art 13 - Verwaltungs- oden gerichtspolizeiliche Maflnahmen werden unbeschadet der fur den Schutz der Personen
unentbehrlichen Maflnahmen getroffen .
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KANTEL IV - Auftrüge der Polizeidienste

Abschnitt I - Auftrüge der Polizeidienste und Ausführung dieser Auftrage

Unterabschnitt I - Spezifische Auftrage der Polizeidienste
Art 14 - Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei sorgen bei der Erfüllung ihrer verwaltungspolizeilichen

Auftrage für die Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung, einschlieBlich der Beachtung der Polizeigesetze und
-verordnungen, der Vorbeugung von Straftaten und des Schutzes von Personen und Gütem..

Sie leisten auch allen Personen, die in Gefahr sind, Beistand .
Zu diesem Zweck üben sie eine allgerneine Aufsicht und Kontrollen an den Orten asas, zu denen sic dem Gesetz

entsprechend Zugang haben, übermitteln sie den zustandigen •Behürden den Bericht über ihre Auftrage und die
Auskünfte, die sie anlaulich dieser Auftrage eingeholt haben, voliziehen sie verwaltungspolizeiliche Malnahmen,
treffen sie materielle verwaltungspolizeiliche MaBnahmen, die in ihre Zustandigkeit fallen, und unterhalten sie Kont-
akte miteinander, mit den zustandigen Verwaltungen sowie mit den anderen Polizeidiensten.

Wenn die Gerichtspolizei beider Staatsanwaltschaft im Rahmen der Erfüllung ihrer gerichtspolizeilichen Auftrage
Informationen erhalt, die für die Erfüllung der verwaltungspolizeilichen Auftrage von Bedeutung sind, setzt sie die
zustandigen Behorden der Verwaltungspolizei davon in Kenntnis .

Art 15 - Die Gendarmerie, die Gemeindepolizei und die Gerichtspolizei bei der Staatsanwaltschaft sind bei der
Erfüllung ihrer gerichtspolizeilichen Auftrage damit betraut :

1, in der durch das Gesetz bestimmten Weise und Form Verbrechen, Vergehen und Übertretungen zu eimitteln,
die Beweise ,dafür zù sammeln, sie den zustandigen Behürden zur Kenntnis zu bringen, ihre Tater zu fassen,
festzunehmen und sic der zustandigen Behorde zur Verfügung zu stellen,

2. Personen, deren Festnahme durch das Gesetz vorgesehen ist, zu suchen, zu fassen, festzunehmen und sie der
zustandigen Behordezur Verfügung zu stellen,

3. Gegenstande, deren Beschlagnahme vorgeschrieben ist, zu suchen, zu beschlagnahmen und sie'der zustandigen
Behorde zur Verfügung zu stellen,

4. den zustandigen Behorden den Bericht liber ihre Auftrage sowie die anlaBlich dieser Auftrage eingeholten
Auskünfte zu übermitteln.

Art 16 - Die Gendarmerie ui-id die Gemeindepolizei fungieren als StraLlenverkehrspolizei . Sie halten zu jeder Zeit
den Verkehr frei .

Diese Aufgabe obliegt der Gemeindepolizei insbesondere in den geschlossenen Ortschaften und der Gendarmerie
insbesondere aulerhalb dieser Ortschaften und auf den Autobannen.

Art 17 - Bei Kalamitaten, Katastrophen oder Unglücksfallen im'Sinne der Rechtsvorschriften über den Zivilschutz
begeben sich die Gendarmerie, die Gemeindepolizei und die fur den betroffenen Ort zustandigen besonderen Polizei-
dienste an Ort and Stelle und benachrichtigen die zustandigen Verwaltungs- und Gerichtsbehorden.

Bis zum Eingreifen dieser Behorden treffen sie in gemeinsamem Einvernehmen alle Maünahmen, um die
gefahrdeten Personen zu retten, die Evakuierung der Personen und der Güter zu sçhützen und Plünderungen zu
verhindern.

Zù die'sem Zweck konnën sie die Mitarbeit der Bevólkerung anfordern, die dann der Anforderung Folge leisten
und gegebenenfalls die notigen Mittel verschaffen mu£ .

Sie vertassen den Ort einer Kalamitat, einer Katastrophe beziehungsweise eines Unglücksfalls eist ; nachdem sie
einen Verwaltungspolizeioffizier davon verstandigt haben und sick vergewissert haben, da£ ihre Anwesenheit nicht
meter nótig ist, urn verwaltungs- und gerichtspolizeiliche Auftrage zu erfüllen .

Art 18 - Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei überwachen Geisteskranke, die ihre Gesundheit und ihre
Sicherheit ernsthaft in Gefáhr bringen oder eine ernsthafte Gefahr . fur das Leben und die korperliche Unversehrtheit
anderer darstellen. Sie verhindern ihr Umherirren, fassen sie und setzen den Prokurator des Konigs sofort davon in
Kenntnis .

Die Polizeidienste fassen diejenigen, die laut einer bei ihnen eingegangenen Meldung aus einer psychiatrischen
Abteilung entflohen sind, in der sic dem Gesetz entsprechend zur Beobachtung aufgenommen waren oder festgehalten
wurden, und halten sie den zustandigen Behorden zur Verfügung .

Art 19 - Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei überwaèhen Internierte, die laut einer bei innen eingegangenen
Meldung aufgrund- eines Be chlusses der ztistândigen Gesellschaftsschutzkommission beurlaubt worden sind oder
auf Probe freigelassen wurden.

Die Polizeidienste fassen flüchtige Internierte, setzen den Prokurator des Konigs sofort davon in Kenntnis und
richten sich nach seinen Anweisungen.

Art 20 - Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei überwachen Verùrteilte, die bedingt entlassen vuurden, sowie
Beschuldigte, die gemat dem Gesetz liber die Untersuchungshaft auf freiem Ful gelassen oder auf frezen Ful gesetzt
worden sied.

Die Polizeidienste fassen flüchtige Verurteilte und Haftlinge uind stellen sie den zustandigen Behorden zur
Verfügung .

	

-
Art 21 -_Die Gendarmerie, die Gemeindepolizei und die Schiffahrtspolizei sorgen für die Beachtung der Geset-

zesbestimmungen- liber die Einreise ins Stàatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von
Auslandem .

Die Polizeidienste fassen Auslander, die nicht im Besitz der durch die Rechtsvórschriften über die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Auslandem verlangten Ausweispapiere
beziehungswéise Dokumente sind, und treffen ihnen gegenüber die durch das Gesetz Oder von der zustandigen
Behorde vorgeschiiebenen MaBriahmen .

Art 22 - Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei verweilen in der Nahe grolerer Menschenansammlungen
und ergreifen geeignete Malnahmen, damit sie friedlich verlaufen -

Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei sind beauftragt mit der Zerstreuung :
1 . aller bewaffneten Auflaufe,

	

-
2. derAuflaufe, die mit Verbrechen und Vergehen gegen Personen und Güter oder mit Verstollen gegen das Gesetz

vom 29. Juli 1934 übei das Verbot von Privatmilizen einhergehen,

3
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3. der Auflaufe, bei denen zu erkennen ist, dag sie im Hinblick auf Verwüstung, Mord oder Plünderung oder im
Hinblick auf einee Ansçhlag auf die kürperliche Unversehrtheit oder das Leben von Personen gebildet worden sind
beziehungsweise sich zu diesem Zweck bilden,

4. der Auflaufe, die sich der Durchführung des Gesetzes, einer Polizeiverordnung, einer polizeilichen MaSnahme,
einer gerichtlichen Entscheidung oder einer ZwangsmaEnahme widersetzen .

Wenn die Gendarmerie aufgrund des Artikels 16 oder des vorliegenden Artikels von Amts wegen Auflaufe
auseinandertreibt oder in der Nahe einer groten Menschenansammlung verweilt, setzt sie den Bürgermeister der
betreffenden Gemeinde oder den Korpschef der betreffenden Gemeindepolizei vorher oder, ween dies nicht moglich
ist, so schnell wie moglich davon in Kenntnis und bleibt bei solchen Einsatzen standig mit ihnen in Kontakt.

Art 23 - § 1 - Wenn keine besondere Anforderung von seiten der Gerichtsbehorden vorliegt, sorgen die Polizei-
dienste im Hinblick auf die Ausführung der gerichtspolizeilichen Auftrage, mit denen sie betraut sind, für die
Herausnahme der Haftlinge aus der Haftanstalt .

§ 2 - Die Polizeidienste sorgen für die Bewachung der gema3 Artikel 15 Nr . 1 und 2 festgenommenen Personen
und führen sie zum Prokurator des Konigs, Militarauditor oder zustandigen Untersuchungsrichter oder zur angege-
benen Untersuchungshaftanstalt .

Sie bringen die in Aùsführung eines Uxteils oden eines Entscheids' festgenomrnenen Personen zu der nachstgele-
genen Strafanstalt .

§ 3 - Die Gemeindepolizei führt die in den §§ 1 und 2 vorgesehenen Auftrage innerhalb der Grenzen des
Gerichtsbezirks aus.

§ 4 Die Gendarmerie sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Gerichtshofen und Gerichten und für
die Bewachung der Haftlinge bei ihrém Erscheinen vor den Gerichtsbehorden .

Sie sorgt für den Schutz bei der Überführung von Haftlingen von einer Strafanstalt in eine andere und, auf
Anforderung der Gerichtsbehorden oder der Verwaltung der Strafanstalten, für den Schutz bei der Herausnahme von
Haftlingen aus einee Strafanstalt,zur Überführung an einen anderen Ort .

§ 5 - Die Gendarmerie sorgt .für die Aufrechterhaltung~der Ordnung und der Sicherheit in Gefangnissen bei
Aufruhr oder bei Unruhen, die die offentliche Ordnung ernsthaft in Gefahr bringen konnen, wenn sie vom General-
direktor der Strafanstalten oder von seinem Vertreter zu diesem Zweck angefordert wurde, weil die Mittel und das
Personal der Verwaltung der Strafanstalten sich als unzureichend erweiseri .

Art 24 - Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei treffen gefahrlichen oder ausgesetzten Tieren gegenüber alle
. notwendigen SicherheitsmaCinahmen, urn ihrem Umherirren ein Ende zu setzen .

Art 25 - Polizeibeamte der Gendarmerie, der Gemeindepolizei und der Gerichtspolizei bei der Staatsanwaltschaft
kunnen nicht mit Verwaltungsauftragen betraut werden, die ihnen nicht ausdrücklich durch das Gesetz oden aufgrund
des Gesetzes übertragen worden sind,

In Abweichung von Absatz 1, koemen den vorerwahnten Beamten Verwaltungsauftrage erteilt werden, für deren
Ausführung Polizeibefugnisse erforderlich sind und deren Liste der Minister des Innern und der Minister der Justiz in
gérneinsamem Einvernehmen bestimmen.

Bei 6ffentlichen Feierlichkeiten kunne Gendarmerie und Gemeindepolizei den Auftrag erhalten, für eine
protokollarische Anwesenheit und für die Begleitung der Behgrden und der konstituierten Korperschaften zu sorgen .

Unterabschnitt II - Form, in der die Auftrage erfüllt werden, und Bedingungen, unter denen sie ausgeführt werden
Art 26 - Die Gendarmerie und die Gemeindepolizei kdnnen Orte, die der Offentlichkeit zuganglich sind, und

verlassene unbewegliche Güter jederzeit betreteni urn für die Aufrechterháltung der offentlichen Ordnung und für die
Beachtung der Polizeigesetze and -verordnungen zu sorgen .

Polizeibeamte kunnen diese .Orte jederzeit betreten, urn gerichtspolizeiliche Auftrage ar{szuführen.
Unter Beachtung der Unverletzlichkeit der Wohnung kunnen sie Hotels und andere Beherbergungsstatten besich-

tigen . Sie kunnen sich von den Eigentümern, Inhabern odér Angestellten dieser Einrichtungen die Meldescheine der
Reisenden vorzeigen lassen .

Art 27 - Bei der Erfüllung der verwaltungspolizeilichen Auftrage kunnen Polizeibeamte der Gendarmerie, der
Gemeindepolizei und der besonderen Polizeidienste, falls eine ernsthafte und drohende Gefahr einee Kalamitat, einer
Katastrophe odex eines Unglücksfalls besteht oder wenn das Leben und die korperliche Unversehrtheit von Personen
ernsthaft gefahrdet sind, sowohi nachts wie auch tags Gebaude, deren Nebengebaude sowie Transportmittel in jedem
der folgenden Falle durchsucher

1. auf Antrag der Person, die das effektive Nutzungsrecht an einero der Qffentlichkeit nicht zuganglichen Ort hat,
. odér mit der Zustimmung dieser Person,

2. wenn die ihnen an diesem Ort gemeldete Gefahr nicht anders abgewendet werden kann und die in Nr . 1
erwahnte Person nicht zweckm~Qig kontaktiert werden kann.

Bei der' Erfüllung der verwaltungspolizeilichen Auftrage kunnen Polizeibeamte der Gendarmerie und der
Gemeindepolizei bei einer ernsthaften und drohenden Gefahr ebenfalls unbebaute Bereiche durchsuchen .

Durchsuchungen im Sinne dieses Artikels dürfen nur vorgenommen werden, urn Personen zu suchen, die einer
Gefahr ausgesétzt sind, oder urn die Ursache der Gefahr zu entdecken und gegebenenfalls Abhilfe zu schaffen.

Die Evakuierung dieser Gebaude beziehungsweise Bereiche und ihrer unmiftelbareri Umgebung kann in den
gleichen Fallen von einero Verwaltungspolizeio ffizier angeordnet werden .

In diesen verschiedenen Fallen sind der zustündige.Bürgenneister und je nach Umstanden und soweit mgglich
auch die Person, die das effektive Nutzungsrecht an dein durchsuchten Gebaude, Transportmittel oder Bereich
beziehungsweise an dem evakuierten Gebaude oder Bereich besitzt, so schnell wie -moglich zu verstandigen .

Art 28 - § 1 - Polizeibeamte kunnen bei der Erfüllung ihrer verwaltungspolizeilichen Auftrage und urn sich zu
vergewissern, dag eine Person weder eine Waffe noch einen Gegenstand tr~gt, der für die offentliche Ordnung
gefahrlich ist, in folgenden Fallen eine Sicherheitsdurchsuchung vornehmen :

1. ween der Polizeibeamte aufgrund des Verhaltens dieser Person, aufgrund materieller Indizien oder aufgrund
der Umstande vernünftige Grande zur Annahme hat, dag die Person, deren Identitat in den Fallen und unter den
Bedingungen, die in Artikel 34 vorgesehen sind, kontrolliert wird, eine Waffe oder, einep Degenstand tragt, duich den
die offentliche Ordnurig gefahrdet 1st,

3285
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2. wenn eind Person Gegenstand einer adrninistrativen oder gerichtlichen Festnahme ist,
3. wenn Personen an diner offentlichen Zusammenkunft teilnehmen, die eire reelle Bedrohung der offentlichen

Ordnung darsteelt,
4. wenn Personen Orte betreten, an denen die offentliche Ordnung bedroht ist .
Die Sicherheitsdurchsuchung erfolgt durch Abtasten des Korpers and der Kleider der durchsuchten Person and

durch Kontrolle ihres Gepacks . Sie darf nicht langer als die dazu notige Zeit dauem, and die Person darf nicht langer
als eine Stunde zu diesem Zweck festgehalten werden.

In den in den Nummern 3 and 4 erwahnten Fallen wird die Durchsuchung auf Befehl and unter der Verantwor-
tung eines Verwaltungspolizeioffiziers durchgeführt; sie wird von einem Polizeibeamten vorgenommen, der das
gleiche Geschlecht wie die durchsuchte Person haben mull .

§ 2 - Polizeibeamte kunnen bei der Erfüllung ihrer gerichtspolizeilichen Auftrage eine gerichtliche Durchsuchung
der Personen vornehmen, die Gegenstand einer gerichtlicheii Festnahme sind, and der Personen, für die es Indizien
gibt, dal sie Beweisstücke oder Beweismaterial für ein Verbrechen oder ein Vergehen bei sich tragen .

Die gerichtliche Durchsuchung darf nicht langer als die dazu notige Zeit dauern, and die Person darf zu diesem
Zweck nicht langer als sechs Stunden festgehalten werden .

Die gerichtliche Durchsuchung wird nach den Anweisungen and unter der Verantwortung eines Gerichtspoli-
zeioffiziers durchgeführt .

§ 3 - Polizeibeamte kunnen Personen, die in eine Zelle eingeschlossen werden, vorher korperlich durchsuchen .
Diese -Durchsuchung soll Gewifsheit darüber geben, daft die Person weder Gegenstande noch Stoffe besitzt, die für

sie oden for andere gefahrlich sind oder die eine Flucht erleichtern konnten, and sie darf nicht langer als. die dazu
notige Zeit dauern. Sie wird nach den Anweisungen and je nach Fall unter der Verantwortung eines Verwaltungs-,
oder Gerichtspolizeioffiziers von einem Polizeibeamten oder von einer anderen Person vorgenommen, die das gleiche
Geschlecht wie die durchsuéhte Person haben mull .

§ 4 - Im Hinblick auf die Sicherheit des intemationalen Transports kann die Verwaltungsbehorde der bésonderen
Polizeidienste im Rahmen ihrer Zustandigkeit Sicherheitsdurchsuchungen vorschreiben, die unter den Umstanden and
mach den Modalitaten auszüführen rind, die sie bestirrimt.

Art 29 - Polizeibeamte kunnen ein fahrendes oder pahkendes Fahrzeug oder anderes Transportmittel auf offent-
licher Strafe oder an Orten, die der Offentlichkeit zuganglich Bind, durchsuchen, wenn das . Verhalten des Fahrers oder
der lasassen, materielle Indizien octer zeitliche ader ortliche Umstande ihnen vernünftige Gronde zur Annahme geben,
dag das Fahrzeug beziehungsweise das Transportmittel dazu gedient hat, dient oder dienen konnte:

1. eine Straftat zu begehen,
2. gesuchten Personen oder Personen, die einer Identitatskontrolle entgehen mochten, Unterschlupf zu bieten oder

sie zu befordern,
3. emen fur die offentliche Ordnunggefahrlichen Gegenstand, Beweisstücke oder Beweismaterial fur eine Straftat

unterzubringen oder zu tránsportieren .
Dies gilt auch, wean der Fahrer sich weigert, das Fahrzeug auf seine Übereinstiminung,mit dem Gesetz kontrol-

lieren zti lassen .
Die Durchsuchung eines Fahrzeugs darf nicht langer dauern, als es die Umstande, die sie rechtfertigen, erfordern .

Das Fahrzeug darf for die Durchsuchung, die im Rahmen der Erfüllung dex verwaltungspolizeilichen Auftrage erfolgt,
nicht langer als dine Stunde zurückgehalten werden . .

	

. -
Die Durchsuchung eines Fahrzeugs, das ; permanent als Wohnung eingerichtet ist and zuin Zeitpùnkt der

Durchsuchung effektiv als Wohnung benutzt wird, wird einer Haussuchung gleichgestellt .

Art 30 - Éin Verwaltungspolizeibeamter kann dein Eigentürner, Besitzer beziehungsweise Inhaber von Gegen-
staüdeïn ünd Tieren, die éine Gefahr for das I eben and die korperliche Unversehrtheit der Personen and die Sicherheit
der Güter darstellen, die freie Verfügung darüber an den der Offentlichkeit züganglichen Orten im Hmblick auf die
Aufrechterhaltung der offentlichen Ruhe entziehen, solange dies zur Aufrechterhaltung der offentlichen Ruhe erfor-
derlich ist . Diese administrative Beschlagnahmé erfolgt each den Anweisungen und~unter der Verantwortung eines
Verwaltungspolizeioffizeérs .'

Die durch administrative MaBnahme beschlagnahmten Gegenstande werden dem Inhaber, Besitzer oder Eigen-
tümer sechs Monate zur Verfügung gehalten, auger wenn die offentliche Sicherheit ihre sofortige Vernichtung
zwingend erfordert.

Diese Vernichtung wird von der zustandigen Vérwaltungsbehorde beschlossen .
Der Konig bestirnmt die Modalitaten, nach denen die beschlagnahmten Gegenstahde aufbewahrt, zurückgegeben

odes vernichtet werden.

Art 31 - Verwaltungspolizeibeamte kannen bei der Erfullung ihrer verwaltungspolizeilichen Auftrage and
unbeschadet der in den Gesetzen liber die besondere Polizei ausdrücklich vorgeseh enen Befugnisse fm Falle einer
absoluten Notwendigkeit die administrative Festnahme folgënder Personen vornehmén:

1. Personen, die sie an der Erfullung ihrer Aufgabe, den Verlkehr freizuhalten, hinderti,
2. Personen, die die offentliche Ruhe tatsachlich storen, .
3. Personen, für die es aufgrund ihres Verhaltens, aufgrund materieller Indizien oder aufgrund der Umstande

vernünftige Gründe zur Annahme gibt, daft sie Vorbereitungen treffen, urn eine Straftat zu begehen, die die offentliche
Ruhe oder die offentliche Sicherheit ernsthaft in Gefahr brengt, damit sie daran gehindert werden, eiree solche Straftat
zu bégehen,

4. Personen, die eine Straftatbegehen, die die offentliche Ruhe oder die offentliche Sicherheit ernsthaft in Gefahr-
bnngf, daunt dieser Straftat sin Ende gesetzt wird .

In den in Artikel 22 Absatz 2 vorgesehenen Fallen kunnen Polizeibeamte -die .administrative Festnahme von
Personen vornehmen, die die offentliche Ruhe storen, und,sie vom Ort des Auflaufs.Pntfernen.

Die Freiheitsentziehung darf nie langer dauern als es die Umstande, die sie rechtfertigen, . erfordem, and sie darf
auf keinen Fall zwolfStunden überschreiten .

;Jede Person, die Gegenstand einer administrativen Festnahme ist, kannverlangen, . , daf3 .eine :Person; zu der sie
Vertrauen hat, verstandigt wird.
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Art 32 - Wenn eine gerichtliche Festnahme im Sinne von Artikel 15 Nr. 1 and 2 mit einer administrativen
Festnahme zusammènfallt, darf die Freiheitsentziehung nicht langer als vierundzwanzig Stunden dauern.

Art 33 - Ein Verwaltungspolizeibediensteter, der eine administrative Festnahme vornimmt, setzt den Verwaltungs-
polizeioffizier, dem er untersteht, so schnell wie mbglich davon in Kenntnis .

Ein Verwaltungspolizeiof hier, der eine administrative Festnahme vornimmt oder aufrechterhalt, lapt diese
Festnahme registrieren and setzt den Bürgermeister oder gegebenenfalls die eigens dafür zustandige Polizeibehordee
der Verwaltungspolizei so schnell wie moglich davon in Kenntnis.

In jedem Fall sind Uhrzeit and Dauer der administrativen Festnahme in einem Sonderregister zu vermerken, das
eigens zu diesem Zweck geführt wird .

Dieses Register wind von der festgenommenen Person bei der Ankunft and bei der Entlassung unterzeichnet .
- Über die Weigerung beziehungsweise die Unmoglichkeit zu unterzeichnen wird ein Protokoll unter Angabe ihrer
Gründe aufgestellt.

Art 34 - § 1 - Polizeibeamte kontrollieren die Identitat jeder Person, der die Freiheit entzogen wurde oder die eine
Straftat begangen hat.

Sie koenen ebenfalls die Identitat einer Person kontrollieren, wenn sie aufgrund ihres Verhaltens, aufgrund
materieller Indizien oder zeitlicher and Srtlicher Umttande vernünftige Gründe zur Annahme haben, dag sie gesucht
wird, dag sie versucht hat, eine Straftat zu begehen, beziehungsweise sich darauf vorbereitet, eine Straftat zu bègehen,
oder dag sie die Sffentliche Ordnung storen kdnnte oder gestort hat .

§ 2 - Verwaltungspolizeibeamte kónnen nach den Anweisungen and unter der Verantwortung eines Verwaltungs-
polizeioffiziers ebenfalls die Identitat einer Person kontrollieren, die einen Ort betreten mochte, der im Sinne von
Artikel 28 § 1 Nr. 3 and 4 einer Bedrohung ausgesetzt ist .

§ 3 - Zur Aufrechterhaltung derpffentlichen Sicherheit oder zur Sicherstellung der Beachtung der Gesetzesbestim-
mungen über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung and das Entfernen von Auslandern
koenen die Behorden der Verwaltungspolizei im Rahmen ihrer Befugnisse Identitatskontrollen vorschreiben, die von
den Polizeidiensten unter den von diesen Behôrden bestimmten Umstanden vorzunehmen sind .

§ 4 - Die Ausweispapiere, die Polizeibeamten ausgehandigt' werden, dürfen nur waterend der zur Überprüfung ,
der Identitat notwendigen Zeit behalten werden and müssen dem Betreffenden unmittelbar danach zurückgegeben
werden.

Ween die in den vorangehenden Paragraphen gemeinte Person sich weigert oder nicht imstande ist, sick
auszuweisen, ünd auch, wenn ihre Identitat zweifelhaft ist, kaan sie so lange festgehalten werden, wie es zur
Uberprüfung ihrer Identitat notwendig ist .

	

-

	

'
Ihr mug die Mpglichkeit gegeben werden, ihre Identitat in'irgendeiner Weise nachzuweisen.
Der Betreffende darf auf keinen Fall langer als zwálf Stunden zu diesem Zweck festgehalten werden .,
Wenn dem Betreffenden zur Überprüfung seiner Identitat die Freiheit entzogerywird, gibt der Polizeibeamte, der

die Überprüfùng vornimmt, dies indem in Artikel 33 Absatz 3 erwahnten Register an.

Art 35 - Verwaltungs- oder Gerichtspolizeibeamte dürfen festgenommene, in Haft genommene oder festgehaltene
Personen nicht unnotig der offentlichen Neugier aussetzen .

Sie dürfen diese Personen nicht ohne deren Einverstandnis den Fragen von journalisten oder von Drittpersonen,
die nichts snit dein Fall - zu tan naben, aussetzen beziehungsweise aussetzen'lassen oder Bildaufnahmen von ihnen
machen beziehungsweise machen lassen, die nicht zu ihrer Identifizierung oder zu anderen von der zustandigen
Gerichtsbehürde bestimmten Zwecken dienen.

Sie dürfen die .Identitat der betreffenden Personen auger zur Benachrichtigung ihrer Verwandten nicht ohne die
Zustimmung der zustandigen Gerichtsbehorde bekanntgeben .

Art 36 - Die in den ArtikeIn 28, 29, 31, 32 and 34 erwahnten Fristen laufen ab dem Zeitpunkt, wo die betreffende
Person infolge des Eingreifens einer Polizeibehorde oiler eines Polizeibeammén nicht rnehr die Freiheit hat, zu kommen
und zu gehen.

Art 37 - Jeder Polizeibeamte kann bei der Erfüllung seiner verwaltungs- oder gerichtspolizeilichen Auftrage
Gewalt anwenden, urn ein rechtmagiges Ziel zu verfolgen, das nicht anders erreicht werden kann, wobei er die damit
verbundenen Risiken zu berücksichtigen hat.

Jegliche Gewaltanwendung mug berechtigt sein und im Verhâltnis zuur verfolgten Ziell stehen .
Jeglicher Gewaltanwendung geht eine Warnung vorauf, es sei denn, die Gewaltánwendung würde dadurch inef-

fizient .
Art 38 - Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 37 konnen Polizeibeamte-nur in folgenden Fallen Gebrauch

von Feuerwaffen gegen Personen machen :

	

-
1. bei Notwehr im Sinne der Artikel 416 und 417,des Strafgesetzbuches,
2. gegen bewaffnete Personen oder in Richtung von Fahrzeugen, in denen sich bewafn ete Personen befinden, im

Falle eines Verbrechens odes bei einero auf frischer Tat entdeckten Vergehen im Sinne von Artikel 41 der Strafpro-
zegordnung, .die mit Gewalt verübt worden sind, wenn berechtigterwéise angenoinmen werden kann, dag diese
Personen über eine schugbereite Waffe verfügen und diese gegen Personen gebrauchen werden, .

3. wenn Polizeibeamte der Gemeindepolizei und der Gendarmerie im Falle einer absoluten Notwendigkeit
Personen, Posten, den Transport gefahrlicher Güter oder Orte, die ihrer Obhut anvertraut worden sinds nicht anders
yerteidigen konnen.

In solchen Fallen dürfen Feuerwaffen nur nach den Anweisungen und unter der Verantwortung eines Verwal-
tungspolizeioffiziers benutzt werden .

4. wenn Polizeibeamte der Gemeindepolizéi, der Gendarmerie und der Gerichtspolizei bei der Staatsanwaltschaft
im Fálle einer absoluten Notwendigkeit die im Rahmen der Durchführung einer gerichtspolizeilichen Aufgabe ihrer
Obhut anvertrauten Personen nicht anders verteidigen koenen

In diesem Fall dürfen Féuerwaffen nur nach den Anweisungen und unter der Verantwortung eines Gerichtspo-
lizeióffiziers benutzt werden . ,

Der in den Nummern 2, 3 und 4 vorgesehene Waffengebrauch erfolgt etst nach einer Warnung mit lauter Stimme
oder mit irgendeinem-anderen verfügbaren Mittel, einschlieglich eines Warnschusses, es sei deun, der Waffengebrauch
würde dadurch ineffizient .
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Art 39 - Polizeidienste kunnen bei der Erfüllung der ihnen erteilten Auftrage Auskünfte einholen, Daten
personlicher Art bearbeiten and eine Dokumentation zusammenstellen, die insbesondere Ereignisse, Gruppierungen

. and Personen betrifft, die eine konkrete Bedeutung für die Ausführung ihrer verwaltungs- oder gerichtspolizeilichen
Auftrage habeas .

Die in der Dokumentation enthaltenen Auskünfte mussen in direktem Zusammenhang mit dem Zweck der Da tei
stehen und sich auf die daraus hervorgehenden Erfordernisse beschranken .

Diese Auskünfte dürfen nur Behgrden und Polizeidiensten sowie offiziellen Nachrichtendiensten mitgeteilt
werden, die sie für die Ausführung ihrer Auftrage benotigen.

Art 40 - Die bei einem Polizeibeamten der Gendarmerie, der Gemeindepolizei oder der Gerichtspolizei bei der
Staatsanwaltschaft eingehenden Klagen und Anzeigen sowie die Auskünfte und Feststellungen in bezug auf Straftaten
werden in Protokollen festgehalten, die an die zustandige Gerichtsbehorde weitergeleitet werden.

Art. 41 - Aufler ween die Umstande es nicht zulassen, müssen die oder zumindest einer der Polizeibearriten, die
einer Person gegenüber in Zivilkleidung auftieten, ihre Eigenschaft anhand einer Legitimation nachweisen, deren
Inhaber sie sind.

Dies gilt auch, wenn Polizeibeamte in Uniform am Wohnsitz einer Person vorstellig werden.
Art. 42 - Jeder Polizeibeamte kaan, wenn er bei der Ausübung seiner Aufgabe in Gefahr gebracht wird oder

wenn -Personen in Gefahr sind, Hilfe oder Beistand der an Ort and Stelle anwesenden Personen anfordern. Im Falle
einer absoluten Notwendigkeit kann er auch die Hilfe oder den Beistand jeder anderen nützlichen Person anfordern.

Die angeforderte Hilfe oder der angeforderte Beistand darf die Person, die die Hilfe beziehungsweise den Beistand
leistet, nicht in Gefahr bringen .

Art. 43 - Polizeibeamte leisten einander bei der Erfüllung ihrer'Auftrage jedèrzeit . gegenseitig Beistand und
sorgen für eine effiziente Zusammenarbeit .

In bezug auf die in den Artikeln 20, 21 und 23 §§ 1 und 2 vorgesehenen Falie leisten Gendarmerie und Gemeinde-
polizei der Eisenbahnpolizei gegebenenfalls den notigen Beistand .

	

-
Wenn Personen unxnittelbar gefahrdet sind, kann jeder Verwaltungspolizeioffizier eines bestimmten Polizei-

dienstes den Beistand anderer zustandiger Polizeibeamter anfordern, wenn seine Mittel sich als unzureichend
erweisen.

tin angeforderter Polizeidienst setzt die Behorde, der er untersteht, so schnell wie moglich davon in Kenntnis .
Art. 44 - Die Polizeidienste helfen, wenn sie dein Gesetz gerna1 zu di sem Zweck angefordert werden.
Sie kunnen ebenfalls beauftragt werden, richterliche Befehle zuzustellen und auszuführen .
Wenn Polizeidienste angefordert werden, urn Gerichtspolizeioffizieren uüd ministertellen Amtstragern zu helfen,

stehen sie ihnen bei, um sie vor Gewalttaten und Tátlichkeiten zu schutzen, die gegen sie verübt werden konnten, oder
uni ihnen zu ermoglichen, die Schwierigkeiten, die sie an der Erfüllung ihrer Auftrage hindern korutten, zu beseitigen .

Abschnitt I1- Zustandigkeitsgebiet
Art, 45 - Polizeibeamte der Gendarmerie und der Gerichtspolizei bei der Stáatsanwaitschaft -sind befugt, ihre

Auftrage auf dern gesamten Staatsgebiet zu erfüller, .
Unter' Vorbehalt der Zustandigkeit der Brigadekommissare sind Polizeibeamte der Gemeindepolizei befugt, ibre

Auftrage auf dem Gebiet ihrer Gemeinde zu erfüllen . In folgenden Fallen künnen sie ihre Befugnisse jedoch auf dem
Gébiet anderér Gémeinden ausüben:

1. wenn- sac auf Vorschlag der betreffenden Gemeinderate vom Provinzgouverneur ermachtigt werden,
verwaltungs- oder geriéhtspolizeiliche Auftrage dort zu erfüllen,

2 . wenn sie bei der Verfolgung eines mutmallichen Taterseiner Straftat odér einer • in den Artikeln 15 Nr. 1 uhd 2,
18, 19 Absatz 2, 20 Absatz 2 und 21 erwahnten Person auf dem Gebiet ihrer Gemeinde oder einer anderen Gemeinde
gemaf3 Nummer 1 diese Verfolgung` auflerhalb dieses Gebietes fortsetz'en, uin die verfolgte Person seibst' zu fassen,
weil es wegen der Drimglichkeit der Handlungen nicht moglich ist, dazu die2ustandigen Polizeidienste einzuschalten.
Diese werden so schnell wie moglich darüber informiert,

3 . wenn unterden in Artikel 43 Absatz 3 erwahnten Bedingungen einém anderen Polizeidienst Beistand geleistet
wird,

4 . bei der in den Artikeln 18, 19 Absatz 2, 20 Absatz 2, 21 und 23 erwahnten Uberführung von Personen
entsprechend den Richtlinien der_Verwaltungs- oder Gerichtsbehorden,

5, wenn ihr Einsatz unter Umstanden, die von ihrem Willen unabhangig sind, erforderlich ist, weil kein
zustandiger Polizeibeamter oder Polizeidienst anwesend ist;, in diesem Fall wenden sie sich so schnell wie moglich an
einen zustandigen Polizeidienst.

Abschnitt I11

	

Beistand
Art. 46 - Polizeidienste setzen .Personen, die um Hilfe oder Beistand bitten, mit spezialisierten Diensten in

Verbindung .
Sie leisten den Opfern von Straftaten Beistand, insbesondere indem sie ihnen die notige Information erteilen.

KAPITEL V. - Zivilrechtliche Haftung and rechtlicher Beistand
Art. 47 - Der Staat ist für den Schaden, den Polizeibeamte der Gendarmerie and der Gerichtspolizei bei der

Staatsanwaltschaft bei der Aüsübüng der Aufgaben verursachen, für die er sie eingesetzt hat, genauso haftbar, wie
Auftraggeber für den Schaden haftbar sind, den ihre Auftragnehmer verursachen'

Der Staat ist auch für den Schaden, den Brigadekommissare bei der Ausübung der Aufgaben verursachen, für die
er sie eingesetzt hat, genauso haftbar, wie Auftraggeber für den Schaden haftbar sind, den ihre Auftragnehrner
verursachen .

Die Gemeinde ist für den Schaden, den Polizeibeamte der Gemeindepolizei beider Ausübung der Aufgaben
verursachen, für die der Staat oder die Gemeinde sie eingesetzt hat, genauso haftbar, wie Auftraggeber für den Schaden
haftbar sind, den ihre Auftragnehmer verursáchen . .

Die Gemeinde kann für den Schaden, den der Polizeibeamte der Gemeindepolizei bei den Aufiragen verursácht,
mit denen der Staat ihn betraut hat, Regref3 gegen den Staat nehinen.
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Art. 48 Die in Artikel 47 exwahnten Polizeibeamten, die bei der Ausübung ihrer Aufgaben dem Staat, der
Gemeinde oder Drittpersonen einen Schaden zufügen, müssen diesen nui ersetzen, wenn es sich urn einen vorsatzli-
chen Fehler, einen schweren Fehler oder einen leichten Fehler, der bei ihnen zur Gewohnheit geworden ist, handelt .

Ferner kanr_ der Kónig Polizeibeamte in bezug auf die Haftung dein Staat gegenüber durch einen im Ministerrat
beratenen Erlaff ganz oder teilweise von der Pflicht befreien, den Schaden gemàû vorangehendem Absatz zu ersetzen .

Art. 49 - § 1 - Die Klage, die der Staat oder die Gemeinde aufgrund von Artikel 48 gegen einen Polizeibeamten
einreicht, ist nur zulassig, wenn dem Beklagten vorher ein Vergleich angeboten worden ist . Dieses Vergleichsangebot
geht von der vom Kónig bestimmten Behórde aus .

Dieses Angebot beinhaltet aufler der Schatzung des geforderten Betrags die Modalitaten seiner Zahlung .
Die ixn ersten Absatz erwahnte Behórde kaan beschlielen, dag der Schaden nur teilweise zu ersetzen ist .
§ 2 - Der Schadenersatz, den der in Artikel 47 exwahnte Polizeibeamte dem Staat oder der Gemeinde schuldet und

dessen Betrag entweder über einen Vergleich vereinbart oder durch eine gerichtliche Entscheidung festgelegt worden
ist, kann innerhalb der in Artikel 23 des Gesetzes vom 12 . April 1965 über den Schutz der Entlohnung der Arbeitnehmer
festgelegten Grenzen von seiner Besoldung einbehalten werden .

Art. 50 - Der in Artikel 47 erwahnte Polizeibeamte, gegen den eine Klage auf Schadenersatz var einem Zivil-
oder Strafgericht erhoben wird, kann den Staat oder die Gemeindè heraniehen; diese koenen sich freiwillig
einschalten.

Für die Handlungen der Personalmitglieder der Gendarmerie wird der Staat immer durch den Minister vertreten,
der mit der Organisation und der allgemeinen Verwaltung der Gendarmerie beauftragt ist .

Art. 51 - Je nach Fall kommt der Staat oder die Gemeinde für Gerichtskosten auf, zu denen der-in Artikel 47
erwahnte Polizeibeaxrïte gerichtlich verurteilt wird wegen Taten, die er bei der Ausübung seinerAufgaben begangen
hat, es sei deun, er hat einen vorsatzlichen Fehler, einen schweren Fehler oder einen leichten Fehler, der bei ihm zur
Gewohnheit geworden ist, begangen.

Art. 52 - § 1 •- Der in Artikel 47 erwahnte Polizeibeamte, der vor Gericht geladen oder gegen den die óffentliche
Klage eingéreicht wird wegen Handlungen, die bei der Ausübung seiner Aufgaben begangen wurden, hat Anrecht auf
den rechtlichen Beistand eines Anwalts, dessen Kosten zu Lasten der Gemeinde beziehungsweisé des Staates gepen .

Dies ist auch der Fall, wenn der in Artikel 47 erwahnte Polizeibeamte, der in seiner Eigenschaft als Polizeibeamter
und wegen seiner Aufgaben Opfer einer vorsatzlichen Handlung ist, die eine Arbeitsunfahigkeit verursacht hat.

§ 2 Dem Polizeibeamten, gegen den der Staat beziehungsweise die Gemeinde die in den Artikeln 48 und 49
vorgesehene Zivilklage einreicht, wird kein rechtlicher Beistand gewahrt .

	

-
§ 3 - Der rechtliche Beistand kann je nach Fall von der Gemeinde oder dem Staat verweigert werden, ween die -

Taten offerisichtlich keinen Zusammenhang mit der Ausübung der Aufgaben habén.
Der rechtliche Beistand kano ebenfalls verweigert werden, ween der betreffende-Polizeibeamte offensichtlich einen

vorsatzlichen Fehler oder einen schweren Fehlerr begangen hat.
§ 4 - Wenn der rechtliche Beistand gema4 § 3 verweigert worden ist und aus der gerchtlichen Entscheidung

hervorgeht, dag diese Verweigerung nicht begründet war hat'der Polizeibeamte Anrecht auf die Rückerstattung der
Kosten, die ihrn für sein Verteidigung eetstanden sind .

Wenn der rechtliche Beistand zwar geleistet worden ist, jedoch aus der gerichtlichen Entscheidung hexvorgeht,
dag dies Artikel der Fall batte sein sollen, kannen die zur Verteidigung des Polizeibeamten entstandenen Kosten auf die
in Artikel 49 vorgesehene Weise von ihm zurückverlangt werden .

§ 5 Der Korug bestimmt die Bedingangen, unter denen die Honorare des zur Leistung des rechtlichen Beistands
gewahltenRechtsanwalts vóm Staat beziehungsweise von der Gemeinde übernommen werden .

Der reçhtliche Beistand zugunsten der Personalmitglieder der Gendarmerie geht zit Lasten des Ministeriums, das
mit der Organisation und der allgemeinen Verwaltung der Gendarmerie beauftragt ist

Vorbehaltlich des RegreBanspruchs der Gemeinde gegen den Staat geht der rechtliche Beistand zugunsten der
Mitglieder der Gemeindepolizei zu Lasten der Gemeinde, wenn der kommunale Beamte vor Gericht geladen ist wegen
Handlungen, die bei der Ausübung einer Aufgabe für Rechnung des Staates begangen wurden .

§ 6 - Der vorgesehene rechtliche Beistand bedeutet nicht, dag der Staat beziehungsweise die Gemeinde irgendeine
Verantwortung bekennt.

Art. 53 - § 1 - Der Kónig bestimmt die Bedingungen und die Modalitaten, gemàl denen der- in Artikel 47
erwâhnte Polizeibeamte in Friedenszeiten für den Sachschaden entschadigt wird, den er bei der Ausübung seiner
Aufgaben erlitten hat.

	

_
Unter Sachschaden versteht man den Schaden, der Gütern zugefügt wird, deren Eigentümer oder Besitzer der

Polizeibeamte ist und die für die Aüsübung seiner Aufgaben unentbehrlich sind .
§ 2 - Die Entschadigung geht für Polizeibeamte der Gendarmerie und der Gerichtspolizei bei der Staatsanwalt-

schaft zu Lasten des Staates, für Brigadekommissare zu Lasten der Provinz und für Polizeibeamte der Gemeinde-
polizei zu Lasten der Gemeinde .

§ 3 - Eine Entsch~digung ist ausgeschlossen, wenn der Sachschaden auf' einen vorsatzlichen Fehler oder einen
schweren Fehler des betreffenden Polizeibeamten zurückzuführen ist .

Das gleiche gilt bis in Hóhe des gewahrten oder zu gewahrenden Betrags, weren der Sachschaden entschadigt
wird oder entschadigt werden kann :

1. aufgrund einer vóm betreffenden Polizeibeamten oder zu seinen Gunsten abgeschlossenen Versicherung, aufler
wenn der Versicherungstrager binnen einem Jahr ab Eintritt des Schaden nicht gezahlt hat,

2 . als Gerichtskosten in Straflachen .
§ 4 - Der Staat, die Provin oder die Gemeinde trilt bis in Hóhe des bezahlten Betrags in die Rechte und Ansprüche

des betreffenden Polizeibeamten ein .
§ 5 - Die Entschadigung durch den Staat, die Provin oder die Gemeinde schliefit für das gleiche schadigende

Ereignis bis in Hóhe des gewahrten Betrags jeden Regret gegen den Staat, die Provin oder die Gemeinde und seine
beziehungsweise ihre Organe und Angestellten aus .

§ &- In bezug auf das Personal der Gendarmerie geht die Entschadigung zu Lasten des Ministeriùms, das mit der
r. Organisation und der allgemeinen Verwaltung dieses Polizeidienstes beauftragt ist .

i
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KAPITEL VI - Abdnderungs-, Aufhebungs- und Schluflbestimmungen
Art. 54 - Artikel 569 Absatz 1 des Gerichtsgesetzbuches, abgeandert durch die Gesetze vom 7 . Mai 1973,

20. Mai 1975, 28 . Marz 1984, 28. Juni 1984, 11 . April 1989 und 10 . Januar 1990, wird wie folgt erg~nzt :
« 24. die Verfahren, die aufgrund von Artikel 49 des Gesetzes über das Polizeiamt eingeleitet werden . »
Art. 55 In das Gesetz vom 7. Juni 1969 zur Bestimmung der Zeitspanne, in der keine Hausdurchsuchungen

oder Haussuchungen vorgenommen werden kunnen, wird ein Artikel ibis mit folgendem Wortlaut eingefügt:
•

	

Art. Ibis : Der Antrag oder die Zustimmung im Sinne von Artikel 1 Nr. 3 mug, schriftlich und vor der
Hausdurchsuchung beziehungsweise Haussuchung erfolgen. »

Art. 56 - Artikel 1 des Gesetzes vom 7. April 1919 zur Einführung von Gerichtsoffizieren and -bediensteten bei
der Staatsanwaltschaft wird durch folgenden Absatz erganzt :

•

	

Unbeschadet der durch vorliegendes Gesetz und durch besondere Gesetze festgelegten Auftrage werden die
Auftrage der Gerichtspolizei bei der Staatsanwaitschaft durch das Gesetz über das Polizeiamt festgelegt .

Art. 57 - § 1 - Artikel 170 des rieuen Gemeindegesetzes wird durch folgenden Absatz erganzt :
•

	

Unbeschadet der durch vorliegendes Gesetz undhdurch besondere Gesetze festgelegten Auftrage werden die
Auftrage der Gemeindepolizei durch das Gesetz über das Polizeiamt festgelegt . »

§ 2 - In Artikel 172 desselben Gesetzes werden die Wórter "die darin bestehen, für die Beachtung der Polizeigesetze
and -verordnungen, die Aufrechterhaltung der óffentlichen Ordnung, den Schutz der Personen und Güter und die
Hilfeleistung gegenjiber gefahrdeten Personen zu sorgen »aufgehoben.

Art. 58 - In der Überschrift des Gesetzes vom 29. Juli 1934 über das Verbot von Privatrnilizen und zur Erganzung
des Gesetzes vom 3., Januar 1933 über die Herstellung und das Mitführen von Waffen und über den Handel mit Waffen
und Muntion werden die Worter "und zur Erganzung des Gesetzes vom 3. Januar 1933 über die Herstellung und das
Mitführen von Waffen und über den Handel mit Waffen und Muntion » gestrichen .

Art. 59 § 1 - Artikel 15 des Gesetzes vom 2. Dezember 1957 über die Gendarmerie wird durch folgende Bestim-
thung ersetzt:

« Unbeschadet der durch vorliegendes Gesetz und durch besondere Gesetze festgelegten Aufgaben werden die
Auftrage der. Gendarmerie durch das Gesetz übèr das Polizeiamt festgelegt . »

§ 2 - Artikel 18 desselben Gesetzes wird durch folgende Bestimmung ersetzt :
« teder Kommandant einer Einheit oder einer Abteilung -sier Gendarmerie kann zur Aufrechterhaltung der

offentlichen Ordnung den Beistand von Abteilungen der Streitkrafte anfordern, wenn seine Mittel sich als unzu=
reicheüd erwéisen. »

§ 3 In Artikel 29 desselben Gesetzes wird das Wort «sie » durch die WSrter_ e die Gendarmerie »ersetzt .
§ 4. In Artikel 60 Absatz 2 desselben Gesetzes weiden die Wórter « Artikel 19 des vorliegenden Gesetzes »durch

die Wórter «Artikel 38 Nr. 1 und 3 des Gesetzes über das Polizeiamt »ersetzt.
Art. bÓ § 1 Artikel 10 Absatz 1 des Gesetzes vom 25 . Juli 1891 zur Revision des Gesetzes vom 15. April- 1843

über die Eisenbahhpolizei wird durch folgenden Satz erg
.
~nzt :

Das Amteines Polizeichefs oder eines Aufsichtsunterkommissars kann ebenfalls durch Koniglichen Erla4 bestim-
tuten Beamten zuerkannt werden, die das Amt eines Inspektors innehaben .

§ 2 - In der niederlandischen Fassung der Artikel 10, 11 ; 12, 14 und 15 desselben Gesetzes werden die Worter
«, opziener » und « hoofdopziener » durch die Wdrter « inspecteur »beziehungsweise « hoofdinspecteur» ersetzt .

Art. 61 - Folgende Artikel werden aufgehoben :
1 . im Gesetz vom 2. Dezember 1957 über die Gendarmerie : die Artikel 17,19, 20, 22 bis 28, 32 bis 34, 36 bis 39, 42

und 43, .
. . .

2. im neuen Gemeindegesetz: die Artikel 173, 174, 176 bis 188 und 222, 223 und 224,
3. im Gesetz vom 7. April 1919 zur Einführung von Gerichtsoffizieren und -bediensteten bei der Staatsanwaltschaft :

Artikel 9, abgeandert durch das Gesetz vom 6. Juli 1964, und Artikel 11 .
Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dali es mit dem Staatssiegel versehen und durch das

Belgische Staatsbla_tt vergffentlicht wird.
Gegeben zu Motril, den 5. August 1992.

BALDUIN

Von Kónigs wegen :
Der Minister der Justiz,
M. WATHELET

Der Minister des Innern,
L. TOBBACK

Mit dem Staatssiegel versehen :
Der Minister der Justiz
M. WATHELET

worden gevoegd bij Ons besluit van

ALBERT

Van Koningswege
De Minister van Binnenlandse Zaken;

J. VANDE LANOTTE

Vu pour être annexé,à Notre arrêté du 16 janvier 1996 .

ALBERT

Par le Roi
Le Ministre de l'Intérieur,

J. VANDE LANOTTE


